
Pflegegeld einführen
Österreichischer Sozialminister Erwin Buchinger zu Besuch in Liechtenstein

VADUZ/SCHAAN – In freundschaft-
licher Atmosphäre tauschten sich 
die beiden Minister über die He-
rausforderungen der Sozialpolitik 
aus. Hugo Quaderer sprach sich 
für die Einführung eines Betreu-
ungs- und Pflegegeldes aus.

• Karina Frick

Im Mittelpunkt des Gesprächs stand 
ein Informationsaustausch zu den 
Herausforderungen der Sozialpoli-
tik sowie zu den Projekten der bei-
den Länder. Besondere Gewich-
tung im Gespräch zwischen Regie-
rungsrat Hugo Quaderer und Erwin 
Bucherer, Bundesminister für Sozi-
ales und Konsumentenschutz der 
Republik Österreich, fanden die 
Themen Mindestsicherung, häus-
liche Betreuung und Pflege sowie 
die Gleichstellung von Menschen 
mit Behinderung.

Gesetzliche Grundlagen schaffen
«Wir haben versucht, die Sys-

teme der beiden Länder miteinan-
der zu vergleichen In vielen Be-
reichen haben Österreich und Liech-
tenstein eine ähnliche Ausgangsla-
ge», hielt Regierungsrat Hugo Qua-
derer fest. 

Intensiv haben sich die Minister 
über die Pflegesituation in den bei-
den Nachbarstaaten unterhalten. 
Österreich sei in diesem Bereich 
schon einen Schritt weiter. «Wir 
sind aber dabei, die gesetzlichen 
und strukturellen Grundlagen zu 
schaffen», sagte Quaderer. So ist  
unter anderem die Einführung eines 
Betreuungs- und Pflegegeldes in 

Vorbereitung. «In den nächsten Ta-
gen werden wir der Regierung den 
entsprechenden Vernehmlassungs-
bericht unterbreiten», teilte der Re-
gierungsrat mit. In Österreich gibt 
es bereits seit mehreren Jahren ein 
Pflegegeld. «Wir haben eine euro-
paweit vorbildliche Lösung gefun-
den», hielt Erwin Buchinger fest. 
«Die Erfahrung die wir damit ge-
macht haben, können wir im inter-
nationalen Bereich anbieten.»

Integration in Arbeitsmarkt
Ein weiterer Themenschwerpunkt 

bezog sich auf die Gleichstellung 
von Menschen mit Behinderung. 
«Auch in diesem Bereich können 
wir auf die Erfahrungen aus Öster-

reich aufbauen», sagte Quaderer. 
Die Situation in Liechtenstein stel-
le sich aber relativ gut dar. «Trotz-
dem gibt es weiterhin Handlungs-
bedarf. Wir dürfen nicht stehen 
bleiben». Dieser Meinung war auch 
Erwin Buchinger, der betonte, wie 
wichtig die Gleichstellung auch im 
privaten Bereich sei. «Es gilt, die 
Beschäftigung von behinderten 
Menschen stärker in den Betrieben 
zu verankern. Das ist natürlich mit 
einem Umdenkungsprozess bei den 
Unternehmen verbunden, damit 
auch behinderte Menschen als wert-
volle, leistungsbereite Arbeitskräfte 
angesehen und anerkannt werden», 
hält Buchinger fest. Hier bestehe 
die Notwendigkeit der Aufklä-

rungsarbeit. «Wir dürfen nicht in-
nehalten. Das ist ein Prozess, den 
es über die nächsten Monate und 
Jahre hinweg zu verfolgen gilt.» 
Nun freue er sich darauf, die kon-
kreten Umsetzungsformen in Liech-
tenstein zu sehen. «Was ich bisher 
gehört habe, ist jedoch sehr beein-
druckend»,  sagte Buchinger.

Neben einem Höflichkeitsbesuch 
bei Regierungschef Otmar Hasler 
umfasste das Programm auch einen 
Empfang durch Erbprinz Alois auf 
Schloss Vaduz. Im anschliessenden 
Rahmenprogramm nahm das Heil-
pädagogische Zentrum eine zentra-
le Rolle ein, wobei die Minister 
auch verschiedene Werkstätten des-
selben besuchten. 

Sozialminister Erwin Buchinger (l.) und Hugo Quaderer informierten die Presse über ihr Arbeitsgespräch.
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 Die Regierung hat in ihrer Sit-
zung vom 19. August einen Bericht und 
Antrag zur Abänderung des Gesetzes über 
das Veterinärwesen und die Schaffung eines 
Tierärztegesetzes verabschiedet. Das Ge-
setz über das Veterinärwesen soll entspre-
chend dessen Inhalt in Tierseuchenpolizei-
gesetz umbenannt und die spezifischen Be-
stimmungen betreffend den Tierärzteberuf 
herausgelöst werden. Das Tierseuchenpoli-
zeigesetz erhält die notwendigen Ergän-
zungen, insbesondere betreffend die Be-
fugnisse der Vollzugsorgane, die Amtshilfe 
und den Datenaustausch. Zudem wird eine 
Präzisierung bei den Strafbestimmungen 
vorgenommen und die Grundlage für eine 
Gebührenverordnung gelegt. Die den 
Tierärzteberuf betreffenden Bestimmungen 
sollen in ein neu zu schaffendes spezi-
fisches Tierärztegesetz übergeführt wer-
den. Dieses orientiert sich in seinem Auf-
bau am Gesundheits- und Ärztegesetz. Im 

Tierärztegesetz sollen die wesentlichen 
Neuerungen der Richtlinie über die Aner-
kennung von Berufsqualifikationen aufge-
nommen werden. Diese betreffen die ver-


